
Stark geschöntes Bild der Verwaltungsspitze 
 
Die Erklärung der Verwaltungsspitze vor der Sitzung des Unterausschusses Kommunalbetrieb Krefeld 
bezeichnet die FDP-Fraktion als "stark geschöntes Bild der geplanten Anstalt öffentlichen Rechts". 
 
Die kostenlose "Beigestellung" von Personal und Vermögen durch die Stadt an die Anstalt verzerre 
die Rechnung: "Personalkosten und Kapitalkosten einschließlich Abschreibung bleiben bei der Stadt, 
und zwar ohne Kompensation durch die Anstalt." 
 
Die von der Verwaltung erwarteten Synergieeffekte durch die Zusammenführung mehrerer Fachberei-
che in der Anstalt würden zunächst einmal Investitionen vor allem im IT-Bereich erfordern. "Diese 
tauchen allerdings in der Rechnung nicht auf." 
 
Die erwartete "monitäre" Verbesserung habe eine erstaunliche "Spannbreite". Laut Verwaltungsvorla-
ge, die den Fraktionen für deren Sitzungen am Montag vorlag, sollte eine Verbesserung von rd. 75 
Mio. Euro in 20 Jahren erzielt werden. 
 
In der Pressekonferenz und in der nachfolgenden Sitzung des Unterausschusses war dann die Rede 
von einem Betrag zwischen 64 und 89 Mio. Euro. Offensichtlich will sich die Verwaltung nicht festle-
gen. "Für "bemerkenswert" hält die FDP die Erklärung der Verwaltung, dass es sich bei den "monitä-
ren" Verbesserungen nicht um die Summe handele, die der Kämmerer jährlich einsparen kann. "Wenn 
das Eingesparte gleichzeitig mit den Investitionen korrespondiert, bleibt als Ergebnis für den Haushalt 
nichts übrig." 
 
Die FDP bedauert es, dass eine Bestimmung des Vorhabens "Anstalt öffentlichen Rechts" mit der 
ebenfalls geplanten Neuaufstellung des städtischen Gebäudemanagemants nicht ersichtlich sei.  "Hier 
droht ein schwer zu händelndes Geflecht von Kompetenzen." Die FDP-Fraktion könnte sich eine "gro-
ße Lösung" in Form einer eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vorstellen, die auch das Gebäudema-
nagement umfassen könnte.  "Transparenz durch öffentliche Kontrolle wäre dann eher möglich als 
durch einen nicht öffentlich tagenden und zur Verschwiegenheit verpflichteten Aufsichtsrat einer An-
stalt." 


